
Einstellung zu...
CDU/CSU SPD Bündnis '90/Die Grünen FDP Die Linke AfD

EU

europ. Kooperation und Integration statt nationalistischer Abschottung; Mehrheitsentscheidungen; 
verbesserte und flexible Sicherheitsarchitektur, um dt. Positionen stärker einzubringen und mit 

Partnern zu koordinieren; ständiger Sitz der EU im Sicherheitsrat der VN; außen- und 
sicherheitspolitische Koordinierung verbessern und die Wirksamkeit der europäischen Verteidigung 

erhöhen; außen- und sicherheitspolitisches Kerneuropa nicht exklusiv gestalten -> Staaten 
miteinbeziehen, deren Sicherheitsinteressen in besonderer Weise betroffen sind (Osten); 

langfristig gemeinsame europäische Streitkräfte aufstellen; intensivere verteidigungspolitische 
Zusammenarbeit im Sinne der vernetzten Sicherheitspolitik; eigene Führungsfähigkeit für EU-

Missionen durch Errichtung Europäischen Hauptquartiers realisieren;                                                                                                                                                                   

Vorreiterrolle bei internationaler Krisenprävention, Friedens- und Demokratieförderung und im 
Schutz von Menschenrechten einnehmen; Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe 

durch Erhöhung der EU-Mittel stärken; innere Handlungsblockaden abbauen und äußere 
Handlungsautonomie fortentwickeln; Stabilitäts- und Wachstumspakt zum Nachhaltigkeitspakt 

weiterentwickeln; sicherheits- und verteidigungspolitisch eigenständiger werden; Ziel: europäische 
Armee als Teil der Friedensmacht Europa; konzeptionell neu ausgerichtete europäische 

Nachbarschaftspolitik; Weiterentwicklung zur Fiskal-, Wirtschafts- und Sozialunion; Schaffung 
europäischen Kapitalmarkts; in Zukunftssektoren unabhängiger von Dritten werden; Erfüllung 
Pariser Klimaschutzabkommens; bis 2050 zum ersten nachhaltigen und treibhausgasneutralen 
Kontinent werden; Vereinbarung konkreter Beschwerde- und Sanktionsmechanismen in allen 

Handels-, Wirtschaftspartnerschafts- und Investitionsabkommen; 

Weiterentwicklung europäischer Institutionen und Ausbau sozialen Zusammenhalts; „Konferenz über die Zukunft 
Europas“  -> Stärkung europäischer Öffentlichkeit und gemeinschaftliche Reform der EU - Ziel: Föderale 

Europäische Republik; Europäisches Parlament stärken -> entscheidet gleichberechtigt mit dem Rat, erhält 
vollwertiges Initiativrecht für die Gesetzgebung ; Unionsbürgerschaft zur europäischen Staatsbürgerschaft 

fortentwickeln; Mehrheitsentscheidungen; europäische Institutionen zum Zweikammersystem weiterentwickeln; 
Einführung europäischen Vereins- und Gemeinnützigkeitsrechts;  verbindlicher Lobbyregister für alle EU-

Institutionen, striktere Karenzzeiten beim Wechsel zwischen Politik und Wirtschaft und „legislativer Fußabdruck“; 

EU deutlich stärken - als Bundesstaat mit rechtsverbindlicher gemeinsamer Verfassung; Mehrheitsentscheidungen 
statt des Einstimmigkeitsprinzips (handlungsfähiger); europäische Armee; Forderung nach institutionellen 

Reformen für mehr Bürgernähe, Handlungsfähigkeit (auch Vertragsänderungen) und Transparenz; Ziel: 
gemeinsame Verfassung der EU als Bundesstaat; Vertiefung europäischer Integration; Aufwertung zu einem 

Vollparlament mit Initiativrecht; Verkleinerung der EU-Kommission; Eigenständigkeit und Unabhängigkeit von 
Dritten bei Energieversorgung, Rohstoffimporten und digitalen Technologien; in der Handels- und 

Entwicklungspolitik eigene Stärken einsetzen und eigene militärische Fähigkeiten entwickeln; 

Kompetenzen der EU-Kommission einschränkem und Rechte europäischen Parlaments stärken; für 
soziales, demokratisches Europa; Forderung nach sozialem Mindeststandard; Ablehnung der 

Kürzungspolitik; Entspannungs- und Friedenspolitik; gegen Stabilitäts- und Wachstumspakt -> EU 
braucht Investitionsoffensive; Anpassung der Defizit- und Schuldenregeln; Ausweitung  EU-Haushalts 

durch Ausgaben europäischer Anleihen; finanzielle Hilfe für wirtschaftlich schwächere Länder, 
Branchen und für Zukunftsaufgaben; Forderung von Schuldenschnitten für ärmere Regionen; 

Ablehnung von Konditionen bei Vergabe von Mitteln aus dem EU-Wiederaufbaufonds; Einführung EU-
weiten Mindeststeuersatzes für Unternehmen; Mindeststandards für die Besteuerung großer 

Vermögen und Spitzeneinkommen;

hält den Austritt DEs aus EU für notwendig und plädiert für einen Bund souveräner Nationalstaaten; für die 
Freiheit und Selbstbestimmung europäischer Nationen; freier Handel mit fairem Wettbewerb; auf Erhaltung 

souveränen, demokratischen Nationalstaats setzen; bei der Einheitswährung handele es sich um eine politische 
Wunschvorstellung, die mit ökonomischen Gesetzen nicht in Einklang zu bringen sei; Transferunion 

aufkündigen (steht im Widerspruch zu europäischen Verträgen, den Versprechen deutscher Politiker und wird 
den Abstieg aller europäischen Volkswirtschaften und Konflikte zwischen Staaten zur Folge haben); 

möglichst enge und freundschaftliche Beziehungen zu europ. Nachbarn pflegen - Vertiefung vor 
Erweiterung; Green Deal zur Wachstumsstrategie, neuem nachhaltigen Wachstumsmotor der EU 

entwickeln; Einrichtung Sicherheitsunion; es bedarf effektiven Polizeiarbeit innerhalb der Grenzen -
> FRONTEX zur Grenzpolizei und Küstenwache mit hoheitlichen Befugnissen ausbauen; bereits 
beschlossene Einrichtung des Ein- und Ausreiseregisters für Drittstaatsangehörige EES ebenso 

vorantreiben wie das Reiseinformations- und Genehmigungssystem ETIAS; europaweites Tracking 
von Gefährdern, nationale Gefährderlisten;  nachhaltige Stärkung des Europäischen Zentrums für 
Prävention und Kontrolle von Krankheiten; Aufbau einer Europäischen Gesundheitskrisenagentur; 

Abhängigkeit der EU von Drittstaaten reduzieren 

Verweigerung jeglicher Abkommen bei fehlender Stärkung der Umwelt-, Menschenrechts- und 
Sozialstandards durch zusätzliche verbindliche und sanktionierbare Überprüfungs-, 

Umsetzungsmechanismen; Kontroll- und Entscheidungsrechte Europäischen Parlaments 
ausdehnen und Zivilgesellschaft besser an Verhandlungsprozessen beteiligen; Schutz gegen 

populistische und nationalistische Regierungen; Vervollständigung der Mitentscheidungsrechte des 
Europäischen Parlaments; Schaffung gemeinsamen Sonderfonds zur Förderung der Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit; konsequente Umsetzung und Verschärfung der Sanktionsmöglichkeiten 

einsetzen; Reform Dublin-Systems hin zum solidarischen Verteilungsmechanismus; Asylsystem soll 
weiter europäisiert werden; Seenotrettung sollte staatlich durch die EU gewährleistet werden; 

legale Migrationswege und Bekämpfung der Ursachen von Flucht; Einrichtung Impfkontingents für 
Geflüchtete; Ratifizierung der Istanbul-Konvention als verbindliche Rechtsnorm gegen Gewalt an 

Frauen

Europäische Grundrechte einklagbar machen; Verstöße autoritärer Mitgliedstaaten zu sanktionieren -> aus 
jährlichem Rechtsstaatlichkeitsbericht sollen konkrete Maßnahmen bis hin zu Vertragsverletzungsverfahren und 

der Nichtauszahlung von Subventionen folgen; alle Mitgliedstaaten sollen sich der Europäischen 
Staatsanwaltschaft anschließen, wenn sie neue EU-Gelder erhalten wollen und öffentlich Rechenschaft über die 

Empfänger:innen von Subventionen ablegen; Minderheitenrechte stärken; öffentlich-rechtliche Medienplattform; 
in EU-Handelsabkommen braucht es Ausnahmen für die kommunale Daseinsvorsorge sowie für öffentliche und 

soziale Dienstleistungen; Städtepartnerschaften stärken, INTERREG-Programme für grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit ausweiten und Euregios und Eurodistrikte durch weniger Bürokratie und mehr Flexibilität 

fördern; europ. Zusammenarbeit im Hochschulbereich stärken; EU-Haushaltsmittel sollen künftig auch verstärkt 
kommunalen und lokalen zivilgesellschaftlichen Akteur:innen direkt bereitgestellt werden

Anstreben einer Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik; Forderung nach der Überführung der Einstimmigkeit 
im EU-Ministerrat in qualifizierte Mehrheit; Aufbau  europäischen Armee unter gemeinsamem Oberbefehl und 

unter parlamentarischer Kontrolle; den Austausch zwischen europäischen Streitkräften durch Erasmus+-Programm 
für Soldat:innen intensivieren; die Tür für einen zweiten Beitritt des Vereinigten Königreiches offenhalten; 

gemeinsame EU-Energieaußenpolitik -> Ziel: der EU die Diversifizierung der Energiequellen ermöglichen und die 
Abhängigkeit von einzelnen Lieferanten zu reduzieren; EU-Mitgliedstaaten auch weiterhin auf Energieimporte 

angewiesen, um kontinuierliche Versorgungssicherheit zu garantieren; gemeinsame Haltung der EU-Mitglieder 
hinsichtlich externer Bezugsquellen ist unverzichtbar; Ahndung - z.B. menschenrechtlicher Verletzungen - durch die 

Kommission für den Entzug von Mitteln ausreichen; direkte Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen

 verstärkter Kampf gegen Steuerflucht; Entzug der Lizenz für Banken, die in Steueroasen operieren; 
Einführung Finanztransaktionssteuer; sofortiger und europaweiter Kohleausstieg; Ablehnung neuer 

fossiler Infrastruktur; Europäisches Parlament soll Initiativrecht bekommen und eigene 
Gesetzesvorschläge einbringen; grundlegende Entscheidungen sollen vom Europaparlament getroffen 

werden; Senkung hoher Hürden für europäische Bürgerinitiativen; regelmäßige Evaluation der Lage 
von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechten und Sanktion bei Verstößen; Beitritt der EU in 
Europäische Menschenrechtskonvention; Kontrolle gemeinsamer Außen- und Sicherheitspolitik durch 
Europäischen Gerichtshof; Abschaffung EU-Rüstungsagentur; Ablehnung der Pläne zur europäischen 

Verteidigungsunion und einer Kooperation von EU und NATO; Auflösung Euratom-Vertrags

Austritt Deutschlands aus der EU; Gründung neuen europäischen Wirtschafts- und Interessengemeinschaft; 
Einführung nationaler Währung -> jeder Staat erlangt dadurch wieder seine politische Souveränität und kann 

seine Wettbewerbsfähigkeit dann wieder durch eigene Entscheidung über die Veränderung des Wechselkurses 
wiederherstellen; Umstellungsbelastungen werden niedriger sein als Kosten weiteren Verbleibs im 

Eurosystem; jede weitere Teilnahme an der „Rettungspolitik” kommt einer Insolvenzverschleppung auf Kosten 
künftiger deutscher Steuerzahler gleich; sofortige Einstellung der Schuldenaufnahme durch die EU; Hilfskredite 

nur auf nationaler Ebene erteilen; wiedereingeführte Deutsche Mark würde ihre hohe Kaufkraft gegenüber 
anderen Ländern analog zur hohen Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft wiedergewinnen

Türkei

große strategische und wirtschaftliche Bedeutung für Deutschland und EU; DE & TUR sind vor 
allem durch Kontakte der Menschen eng miteinander verbunden -> deshalb weiter eng mit der 

Türkei zusammenarbeiten und auf einen offenen, kritischen und konstruktiven Dialog mit 
türkischer Führung setzen; DE soll weiter bilaterale Beziehungen und zivilgesellschaftliche Vielfalt 

in der Türkei stärken; Türkei verwirklicht politische EU-Beitrittskriterien nicht (Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschenrechte) -> Vollmitgliedschaft wird es nicht geben, 

dafür enge Partnerschaft; Beziehungen brauchen neue Perspektiven; im ersten Schritt der 
Wiederannäherung sollen gemeinsame Interessen definiert und vertragliche Vereinbarungen zur 

Umsetzung beschlossen werden; NATO-Mitglieder müssen sich zur Einhaltung von 
Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit verpflichten -> Türkei muss als NATO-Partner ihren 

Beitrag zur kollektiven Sicherheit leisten und die Verpflichtung zu sicherheitspolitischen 
Konsultationen erfüllen

Sorge um den innen- und außenpolitischen Kurs der türkischen Regierung; die Türkei muss 
rechtstaatliche, demokratische und völkerrechtliche Prinzipien einhalten; Intensivierung des EU-

Türkei-Dialogs ist dringend notwendig

TUR und EU verbindet Gesellschaft, Kultur und Wirtschaft; Unterstützung all derer, die in der Türkei für 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, Gleichstellung und Menschenrechte kämpfen; Kritik an Menschenrechts- und 
Rechtsstaatsverletzungen; Forderung nach Freilassung aller politischer Gefangenen und Rückkehr zu politischem 

Dialog- und Friedensprozess in der kurdischen Frage; Forderung nach der Rückkehr zur multilateralen Außen- und 
Sicherheitspolitik -> soll in NATO thematisiert werden, nicht zuletzt mit Blick auf die völkerrechtswidrige 

Militäroffensive in Nordsyrien; Kritik am Austritt der Türkei aus der Istanbul-Konvention und Aufforderung diesen 
wieder rückgängig zu machen; Wiederaufnahme der Gespräche über einen EU-Beitritt, sobald die Türkei eine 

Kehrtwende zurück zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vollzieht; Beendigung „EU-Türkei-Deals“; Forderung 
nach Umsetzung Genfer Flüchtlingskonvention; kein sicherer Drittstaat; TUR bei Aufnahme der Geflüchteten 
unterstützen; im Gegenzug soll die Türkei Geflüchtete gut versorgen und integrieren; Ausbau Austauschs mit 

menschenrechtsorientierten und demokratischen Zivilgesellschaft und Jugendaustauschprogrammen

Beendigung der EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei (Grundlage für diese sind und bleiben die Kopenhagener 
Kriterien) und ein neues Verhältnis zwischen der Türkei und der EU schaffen; Anerkennung der besonderen Rolle 

der Beziehungen zwischen DE und der EU mit der Türkei; Beziehungen auf eine neue Grundlage enger 
sicherheitspolitischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit stellen; die in den Kopenhagener Kriterien geforderten 

Bedingungen für einen funktionierenden Rechtsstaat und die Achtung der Menschenrechte erfüllen die Türkei 
nicht; Türkei bleibt dennoch als NATO-Mitglied und als eng mit der EU vernetzter Nachbar ein unverzichtbarer 

Partner, weswegen es nötig sei, die sicherheitspolitischen Spannungen im Bündnis abzubauen

aktuelle und kommende EU-Beitrittskandidaten sollen sich ohne Vorbehalt zu Demokratie und 
Menschenrechten bekennen; Türkei muss die Urteile des Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte umsetzen, Demokratie und Meinungsfreiheit garantieren, die Verfolgung der 
demokratischen Opposition beenden sowie alle inhaftierten Parlamentarier:innen und 

Bürgermeister:innen der oppositionellen kurdischen Partei HDP freilassen

Beziehungen zur Türkei sind schwierig und sollen neu gestaltet werden; TUR gehört kulturell nicht zu Europa; 
zunehmende Islamisierung gibt Anlass zur Sorge und zeigt, dass die Türkei sich noch weiter von Europa und der 

westlichen Wertegemeinschaft entfernt hat; Ablehnung EU-Beitritts; Forderung nach sofortigem Ende aller 
Beitrittsverhandlungen

Arktis Kein Kommentar kein Kommentar kein Kommentar kein Kommentar kein Kommentar kein Kommentar

Umweltpolitik
/ Energie

Stärkung innovativer klimafreundlicher Technologien; schnellstmöglicher Übergang zum 
Emissionshandel; DE als weltweit führendes und modernes Industrieland muss übergeordneten 

Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels leisten; Zusammenarbeit gegen die Meeres- und 
Umweltverschmutzung intensivieren; Unterstützung internationalen Kohlenstoffsenkens; 

Etablierung globalen Emissionshandels; moderne Handelspolitik auch als Instrument dazu nutzen, 
hohe Standards und wirksame Maßnahmen für den Klimaschutz global durchzusetzen - bekennt 

sich zum European Green Deal -> unterstützen ambitionierte Zielsetzung; europäischen 
Emissionshandel auf den Verkehr- und Wärmesektor ausweiten -> stabiler, fairer und 

transparenter Preis für Treibhausgase;

Politik richtet sich nach dem Klimaabkommen von Paris: globale Erderwärmung muss auf 
möglichst 1,5° C begrenzt werden; im Einklang mit europ. Klimazielen das Minderungsziel für 2030 

auf 65 % anheben; Ausstieg aus der Atomenergie soll Ende 2022 vollzogen werden wie auch der 
Kohleausstieg; auf fossile Energieträger durch schnellstmöglichen Ausbau der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien verzichten; Energieversorgung soll vollständig auf erneuerbaren Energien 

erfolgen; gemeinschaftliche Eigenversorgung stärken; CO2-Bepreisung; Verlagerung von 
Produktion und Emissionen ins Ausland verhindern; wettbewerbsfähiger Industriestrompreis für 

Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen

Ablehnung internationaler Handelsabkommen, wenn diese Klima, Umwelt und Verbraucherinnen und Verbraucher 
nicht ausreichend schützen; raus aus fossilen Energien; vollständige Umstellung auf erneuerbare Energien -> 

massive Ausbauoffensive für die Erneuerbaren nötig, Ausbauhemmnisse naturverträglich; verbrauchsarme Autos, 
effiziente Gewerbe- und Industrieprozesse; Strompreisvergünstigungen für Unternehmen, die im internationalen 
Wettbewerb stehen, sollen an die Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen geknüpft werden; CO2-Bremse für 

alle Gesetze; Vorgaben des Pariser Klimavertrages sowie den Atomausstieg im Grundgesetz verankern und 
Ökologie als weiteres Grundprinzip staatlichen Handelns stärken; Kohleausstieg bis 2030 vollenden; massive 
Klimaschäden der Kohleverstromung über den EU-Emissionshandel einpreisen; Ausbau Offshore-Parks; neue 

Hafenterminals zur Anlandung von Flüssigerdgas sollen nicht mehr genehmigt werden; Netzausbau 
beschleunigen; Ausstieg aus Atomkraft vollenden - Rückbau bestehender Atomkraftwerke, Zwischen- und 

Endlagerung von schwach-, mittel- und vor allem hochradioaktivem Abfall bei höchsten Sicherheitsstandards

EU-Emissionshandel schnellstmöglich auf alle Sektoren und geographisch ausweiten; bekennt sich zu dem Ziel aus 
dem Pariser Abkommen, die Erderwärmung auf 1,5°C zu begrenzen; Klimaneutralität bis 2050 ist durch striktes 

und jährlich sinkendes CO2-Limit in einem umfassenden Emissionshandelssystem zu erreichen; bekennt sich auch 
zur Agenda 2030 der VN; dt. Unternehmen vor Wettbewerbsverzerrungen durch klimapolitische Maßnahmen 
schützen; als Übergangslösung bis zum globalen CO2-Zertifikatehandel die EU darin unterstützen, eine WTO-

konforme Weiterentwicklung des „Carbon Leakage“-Schutzes einzuführen -> Produktionsverlagerungen verhindern 
und somit anderen Ländern direkten Anreiz geben, bei der CO2-Bepreisung nachzuziehen; 

"Green Deal" ist unzureichend; Vergesellschaftung großer Energiekonzerne; sozial gerechte 
Klimawende (Klimaneutralität bis 2035); schnellstmöglicher Umstieg auf erneuerbare Energie; 

Kohleausstieg bis 2030; Ausstieg aus Atom, Kohle und der Verbrennung von fossilem Erdgas mit 
verbindlichem Ausstiegspfad und sozialer Absicherung Betroffener; Ablehnung Emissionshandels als 

Leitinstrument; Forderung nach Divestment (Rückzug des Staates aus Finanzanlagen, Investitionen und 
Subventionen, die in fossile und atomare Energiewirtschaft fließen); Durchsetzung Pariser 

Klimaabkommens; Verbot Neubaus von Kohlekraftwerken; Verbot der Errichtung und Inbetriebnahme 
neuer Stein- und Braunkohleanlagen im Ausland durch Unternehmen mit Sitz in Deutschland;

CO2 -Emissionen drastisch zu senken, bedrohe die Freiheit; Spurengas CO2 ist unverzichtbar; bezweifelt, dass 
Erderwärmung nur negative Folgen hat; „Klima ist per se nicht schutzfähig“; Ablehnung Klimaschutzplans 2050 

und Dekarbonisierungsmaßnahmen; Kündigung Pariser Klimaabkommens; Austritt aus allen staatlichen und 
privaten „Klimaschutz“-Organisationen; Abschaffung CO2 -Besteuerung; Rahmenbedingungen setzen, dass die 

Energieversorgung gesichert, umweltfreundlich und kostengünstig im Rahmen des freien Marktes 
gewährleistet ist; Ablehnung „Green Deals“; keine Errichtung Wind- und Solaranlagen in Wäldern und 

Schutzgebieten; Ablehnung der Bevorzugung und Förderung Wasserstoffwirtschaft; aufgrund hoher und 
günstiger Verfügbarkeit aus Erdgas bestehe kein Bedarf an durch volatile „erneuerbare“ Energieträger 

erzeugtem Wasserstoff; 

in Verbindung mit nachhaltiger Entwicklungshilfe Europa im globalen Rohstoffwettbewerb stärken; 
Sanktionsmechanismen bei Verstößen gegen Nachhaltigkeits- und Klimaschutzaspekte etablieren 
und weiter stärken; europ. Emissionshandel im Luftverkehr stärken und in weiteren Sektoren wie 

Mobilität und Wärme sowie dem Schiffverkehr etablieren; Aufwuchspfad der CO2-Bepreisung 
straffen und zum Europäischen Emissionshandel für Mobilität und Wärme übergehen; achten, dass 
Produktionsprozesse nicht in Drittstaaten mit geringeren Klimaschutzstandards verlagert werden; 

mit europäischen Partnern einen WTO-konformen CO2-Grenzausgleich (Carbon Border Adjustment 
Mechanism) einführen; umfassende Wertschöpfungskette zur Wasserstofferzeugung inklusive der 

erforderlichen Netzinfrastruktur aufbauen

die Möglichkeit nutzen, Projekte in anderen Staaten zu finanzieren und die entsprechenden 
Treibhausgasreduktionen auf die eigenen Ziele anzurechnen; bei höheren Zielen künftig die Möglichkeit eröffnen, 

diese im Sinne einer ökonomisch effizienten Klimapolitik auch über Maßnahmen nach Artikel 6 des Pariser 
Abkommens zu erreichen; Stromsteuer auf den niedrigsten nach EU-Recht möglichen Satz absenken und 

baldmöglichst komplett streichen; weltweit mehr Aufforstungen und den Schutz bestehender Wälder unterstützen -
> Belohnung langfristiger Bindung von CO2 durch das Emissionshandelssystem; mehr alternative Kraftstoffe; 
Nutzung klimafreundlicher synthetischer Kraftstoffe; Entfernen und Binden von CO2 aus der Atmosphäre -> 

Erhalten eines  europäischen CO2-Zertifikats für je Tonne gebundenes CO2 - frei am Markt handelbar

 Reform des EU-Emissionshandels auf EU-Ebene; Verzicht auf Importe von fossil erzeugten Energien; 
Investoren sollen Standortgemeinden eine Beteiligung an neuen Windkraftanlagen, 

Fotovoltaikkraftwerken und Energiespeichern anbieten; sofortiger Atomausstieg (soll im Grundgesetz 
festgeschrieben werden); alle in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke sollen abgeschaltet werden; 

Verbot von Atomexporten; Konzerne sollen die Langzeitkosten der Atomwirtschaft trage; es braucht 
einen gesamteuropäischen Plan zur Stilllegung von Atomkraftwerken; Fracking-Verbot; Erdgasausstieg; 

Verbot unterirdischer Verpressung von CO2; stärkere Kontrolle der Strompreise; Forderung nach 
schärferem Wettbewerbs- und Kartellrecht für Strom-, Gas- und Mineralölkonzerne; Unterstützung des 

Umstiegs auf effiziente Wirtschaftsweise durch Energieeffizienzfonds

Ablehnung Ausstiegspläne aus der Kohleverstromung; Laufzeit der in DE noch verbliebenen sechs aktiven 
Kernkraftwerke soll sich nach technischen Nutzungsdauer und ökonomischen Kriterien richten; 

Wiedereinrichtung von Kernforschungszentren und umfangreiche Beteiligung an internationalen 
Kernforschungsprojekten zur Sicherstellung des notwendigen Wissens zum Betrieb und Bau von 

Kernreaktoren; Fortsetzung und Ausbau nationaler und internationaler Raumfahrtprogramme zur weiteren 
Erschließung des Weltraums für die Wissenschaft, als Rohstoffquelle und als möglicher neuer Lebensraum für 

den Menschen; international soll das Problem der Verschmutzung der Meere vor allem durch Verringerung des 
Eintrages in den Entwicklungsländern gelöst werden; Bevorzugung von Elektromobilität soll auf Grund 

mangelnder Stromkapazitäten und globalen Umweltbelastung bei der Batterieproduktion sofort gestoppt 
werden; Ausbau erneuerbarer Energien einschränken; Ablehnung EU-weiten Liberalisierung und 

Kommerzialisierung des Wassermarkts

Menschen- 
rechte/  

Grundlage weltweiten politischen Handelns: christliches Menschenbild; aus Systemkonflikt 
ergeben sich die Verpflichtung und der Anspruch, die internationale regel- und wertebasierte 

Ordnung wieder zu stärken – gemeinsam mit den USA und zugleich auf eigene Fähigkeiten 
bedacht; Zusammenarbeit mit transatlantischen Partnern ausbauen und neue handlungsfähige 

Strukturen mit demokratischen Partnern entwickeln; setzen sich für Frieden, Freiheit und 
Sicherheit, für die Wahrung der Menschenrechte, für die Einhaltung und Weiterentwicklung des 

Völkerrechts, für nachhaltige Entwicklung sowie den freien und fairen Welthandel ein; 
Menschenrechte gelten universell, sind unteilbar und unveräußerlich; dem Versuch autoritärer 

Staaten, diesen Konsens aufzuweichen, entschieden entgegentreten; 
Menschenrechtsmechanismen stärken; dem Menschenrecht auf Religionsfreiheit weltweit Geltung 

verschaffen und die kritische Lage religiöser Minderheiten verbessern; 

Für den Kampf gegen Rassismus in der dt. Gesellschaft braucht es kritischen Auseinandersetzung 
mit der kolonialen Vergangenheit; interreligiösen Dialog und den Dialog von Religionen, 

Weltanschauungen und Kulturen fördern und verstärken; Garantie, dass alle dieselben Chancen 
und Möglichkeiten haben – frei von Diskriminierung; nachdrücklich gegen Rassismus, 

Rechtsextremismus, Islamfeindlichkeit, Sexismus etc. vorgehen; Einführung 
Demokratiefördergesetzes (Vereine, Projekte und Initiativen damit langfristig fördern und sie 

besser wappnen); innerhalb und außerhalb der schulischen Bildung für verstärkten und 
einfacheren Zugang zu politischen Bildungsmöglichkeiten und Demokratieförderung einsetzen; 

Unterstützung zivilgesellschaftlichen Engagements;

Errichtung Gremiums mit Vertreter:innen aus (post-)migrantischen Zivilgesellschaft; kommunales Wahlrecht für 
Drittstaatsangehörige; Antidiskriminierungs-/Gleichstellungsdaten erheben und wissenschaftliche Studien in 

Bezug auf staatliche Institutionen und Wirksamkeit von Antidiskriminierungsmaßnahmen durchführen; Errichtung 
unabhängiger, zivilgesellschaftlicher Monitoring- und Informationsstelle zur Dokumentation und Aufarbeitung 

rassistischer Vorfälle; Frauen den Einstieg in und die Gestaltung von Politik erleichtern; Arbeit politischer 
Stiftungen verbindlicher regeln; Gemeinnützigkeit reformieren; bürokratische Hürden für Engagement ab- und 

Bildungsangebote für Engagierte ausbauen und Förderpolitik neu aufstellen; 

liberale Demokratie fortentwickeln und verteidigen; politische Bildung an Schulen stärken; Menschenrechte, 
Meinungsfreiheit und der Schutz von Minderheiten sind unverzichtbar; sich stark für eine freiheitliche Gesellschaft 

und gegen Rassismus, Fremdenhass, Antisemitismus und Homophobie machen; für einen liberalen Feminismus; 
lehnt politischen Extremismus von Rechts- bis Linksextremismus, religiös und nationalistisch motivierten 

Extremismus ab; Aufbau wissenschaftlicher Expertise in den Sicherheitsbehörden bei der Bekämpfung von 
Extremismus; Diskriminierung und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit aktiv entgegentreten; 

Istanbul-Konvention und UN-Resolution 1325 »Frauen, Frieden und Sicherheit« konsequent und 
vollständig umsetzen; Ausbau und ausreichende Finanzierung der Strukturen des Gewaltschutzes; 

offene, solidarische und humane Flüchtlingspolitik als einzig wirksame Maßnahme gegen 
systematische Gewalt gegen geflüchtete Frauen; dt. Außen-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik 

soll Friedenspolitik und Geschlechtergerechtigkeit weltweit voranbringen; stärkere finanzielle 
Unterstützung der Projekte gegen Rechtsextremismus, für Opferberatungen, zivilgesellschaftliche 

Demokratiebündnisse und Antifa-Initiativen; zivilgesellschaftliche Vereine sollen durch eine Reform der 
Abgabenordnung als gemeinnützig gelten; Ersetzung Verfassungsschutzes durch eine unabhängige 

Beobachtungsstelle ersetzen; 

Für unmittelbare Demokratie -> Volksabstimmungen nach Schweizer Modell; Ablehnung Fraktions- und 
Parteienfinanzierung sowie die Finanzierung von Parteistiftungen; Volk als Souverän in direkte Mitbestimmung 
einbeziehen; Gewaltenteilung gewährleisten; Unabhängigkeit dritten Gewalt soll durch Selbstverwaltung der 

Justiz ausgebaut werden (wie in anderen europäischen Ländern); Einflussnahme politischer Parteien auf 
Ernennung von Richtern und Staatsanwälten beenden; Verfassungsschutz reformieren; Macht der Parteien 

beschränken; Verkleinerung der Parlamente; Wiederherstellung bürgerlichen Selbstbestimmung im 
Zivilrechtsverkehr; 

Demokratie-  
förderung

für neue Dialogformate zur Rechtsstaatlichkeit und zur konsequenten Ahndung von Verstößen 
einsetzen – bis hin zur Streichung von EU-Mitteln und dem Entzug des Stimmrechts; Einführung 
europäischen Wahlrechts mit einer Sperrklausel zur nächsten Europawahl; Verkleinerung der 

Europäischen Kommission -> mehr Handlungsfähigkeit; durch eine bessere Rechtssetzung und den 
Abbau von Bürokratiekosten die Folgenabschätzung auf europäischer Ebene ausweiten; Ablehnung 

jeder Form einer Schwächung des Verfassungsschutzes; gewaltbereitem Linksextremismus 
konsequent begegnet; Islamisten mit allen Mitteln des Rechtsstaates bekämpfen; mehr 

Transparenz bei ausländischen Geldgebern von Moscheen in DE herstellen; Deutschem Bundestag 
künftig regelmäßig Extremismus-Berichte, die gesamtgesellschaftliche Entwicklungen mit Blick auf 

Demokratiefeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus ausleuchten, vorlegen; Einführung 
Demokratieklausel -> Empfänger von Fördergeldern müssen sich klar und ausdrücklich zur 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen

 prüfen, welche gesellschaftspolitisch bedeutsamen Bereiche in den Katalog gemeinnütziger 
Zwecke aufgenommen werden können und sicherstellen, dass steuerbegünstigte Körperschaften 
bei der Verfolgung satzungsmäßiger Zwecke auch politisch tätig sein können; Verfassungsschutz 
muss die Rolle eines demokratischen Frühwarnsystems erfüllen; Verbot verfassungsfeindlicher 
Organisationen; Rechtsextremismus in Sicherheitsbehörden/bei der Bundeswehr konsequent 

bekämpfen; Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention; Forderung  der 
Einhaltung menschenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfaltspflichten entlang globaler 

Lieferketten von Unternehmen weltweit; Unteilbarkeit und universelle Geltung der 
Menschenrechte ist nicht verhandelbar -> Menschenrechts-Sanktionsregime konsequent nutzen 
(Einreiseverbote und Einfrieren von Konten); Möglichkeiten der weltweiten Strafverfolgung von 

Menschenrechtsverletzern fördern und den Internationalen Strafgerichtshof stärken 

Freiwilligendienste ausbauen und stärken; Vergabe öffentlicher Aufträge soll auch Kriterien der 
Geschlechtergerechtigkeit berücksichtigen; geschlechtsspezifische Gewalt bekämpfen -> Umsetzung Istanbul-

Konvention; Schutz „Whistleblower:innen“ vor Repressalien aus Aus- und Inland - zweistufiges Meldeverfahren 
und Entschädigungsfonds; für Menschenrechtsverteidiger:innen, die akut in ihrem Land gefährdet sind, schneller 

und häufiger humanitäre Visa bereitstellen; Elisabeth-Selbert-Initiative zur temporären Aufnahme ausbauen; 
Erklärungen und Empfehlungen auf VN-Ebene zum Schutz von Menschenrechtsverteidiger:innen umsetzen; 
langfristige finanzielle Unterstützung von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Vernetzung relevanter 

Akteur:innen; um Menschenrechte tatsächlich und rechtlich durchzusetzen, sollen internationale 
Menschenrechtskonventionen ratifiziert, konsequent implementiert und Menschenrechtsinstitutionen gestärkt 

werden

Forderung nach einem entschiedenen Vorgehen gegen jede Form des Antisemitismus; kein Platz auf dt. Märkten 
für antisemitische und israelfeindliche Geschäftspraktiken (bspw. im Luftreiseverkehr); härtere strafrechtliche 

Sanktionen für das Verbrennen von Israel-Fahnen als Ausdruck von israelbezogenem Antisemitismus; Aufwertung 
des Gedenkentages an NS-Opfer; Forderung nach einer Erweiterung des Schutzes vor Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Identität; schnelle und umfassende Umsetzung der Istanbul-Konvention zur Verhütung und Bekämpfung 

von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt; DE soll beim Schutz der Menschenrechte eine Vorreiterrolle 
einnehmen; Menschenrechte nicht verhandelbar; stärkere Anstrengung bei der Positionierung von Frauen 

Führungspositionen in der Politik

V-Leute-System der extremen Rechten soll aufgedeckt und beendet werden; Forderung nach 
Bleiberecht für Opfer rechter Gewalt; aktive Bekämpfung rassistischer, antisemitischer, homo- und 

transfeindlicher, sowie sexistischer Ansichten in den Behörden; Minderheitenschutz ins Grundgesetz 
aufnehmen; Antidiskriminierungsrecht; Verbot Parteiensponsorings und Begrenzung der Spenden; 
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte; bürgerschaftliches Engagement besser unterstützen und 

ausbauen; Ausbau der Jugendfreiwilligendienste und Qualität in der pädagogischen Begleitung 
verbessern; Gemeinnützigkeitsrecht reformieren; Zivilgesellschaft stärken; Menschenrechte global 

durchsetzen -> Stärkung internationaler Gerichtsbarkeit; Verankerung des Rechts auf Frieden im 
Völkerrecht; DE soll Zusatzprotokoll zum Internationalen Pakt über Menschenrechte unterzeichnen; 
Grundrechte sollen nicht vom deutschen Pass abhängig sein/für alle gelten; DE soll sich aktiv für die 

Freilassung politischer Gefangener einsetzen; willkürliche Kriminalisierung fortschrittlicher 
Bewegungen beenden

Ablehnung „Antidiskriminierungsgesetze“; Gleichstellung und keine Bevorzugung des ein oder anderen 
Geschlechts -> es könne in einem freiheitlichen Rechtsstaat niemals legitimes Ziel staatlichen Handelns sein, in 
willkürlich abgegrenzten gesellschaftlichen Teilbereichen eine festgesetzte ,,Geschlechterquote“ einzuführen; 
unter Einfluss der EU wurde fundamentales Prinzip der Privatautonomie (Vertragsfreiheit) in der deutschen 

Gesetzgebung Schritt für Schritt zerstört; Bewahrung freiheitlichen Privatrechtsordnung; Ablehnung jeder Art -
> leistungsfeindlich, ungerecht und stellen verfassungswidrige Diskriminierung derer dar, die von der Quote 

ausgeschlossen sind; Whistleblower schützen; EU-Richtlinie zum Hinweisgeberschutz ist unzureichend

zusammengestellt von Sheila Knubben, DRA

Positionen der sieben größten Parteien gemäß ihrer Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021



Sicherheit/ 

stets Suche nach internationaler Partnerschaft und multilateralem Ansatz; DE muss als stärkste 
Wirtschaftsnation Europas eine führende außen- und sicherheitspolitische Rolle einnehmen; mehr 

als bisher bereit sein, zusammen mit Verbündeten und Partnern unter Wahrung der 
völkerrechtlichen und unserer verfassungsrechtlichen Vorgaben alle Instrumente Außen-, 

Verteidigungs- und Entwicklungspolitik anzuwenden – auch, wenn nötig, militärische; 

Umsetzung  Agenda 2030 der UN; Einführung von Mehrheitsentscheiden; gemeinsame Ausrichtung 
globaler Entwicklungszusammenarbeit; Forderung Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip in 

Außenpolitik und Steuerfragen; NATO ist und bleibt tragender Pfeiler der transatlantischen 
Partnerschaft und für Europas Sicherheit unverzichtbar; Länder des Globalen Südens bei der 

Anpassung an den Klimawandel in ihrer nachhaltigen Entwicklung unterstützen; Einrichtung eines 
globalen Fonds für soziale Basisschutzsysteme zur nachhaltigen Bekämpfung der Armut; finanzielle 
und substanzielle Förderung der globalen Corona-Impfkampagne der Weltgesundheitsorganisation; 

Verbesserung des Zugangs zu Arzneimitteln und Impfstoffen, mehr Transparenz auf der 
gesundheitlichen Bildung und damit einhergehend Stärkung sexueller und reproduktiver 

Gesundheit und Rechte; 

gestützt auf Agenda der VN für nachhaltige Entwicklung, das Pariser Klimaabkommen, internationale 
Menschenrechtsnormen und rechtebasierte internationale Ordnung für eine wirkungsorientierte globale 

Strukturpolitik einsetzen; mit Demokratieoffensive globalem Systemwettbewerb mit autoritären Staaten und 
Diktaturtreten entgegentreten und globale Zusammenarbeit von Demokratien stärken; Deutschlands Vertretung in 

internationalen Organisationen besser aufstellen und Engagement stärken; Ausrichtung der Politik: postkolonial 
und antirassistisch; Forderung nach der Einhaltung und dem Schutz der Menschenrechte; Klimaneutralität zur 

ressortübergreifenden strategischen Priorität  internationalen politischen Handelns machen; Fortschritte bei der 
europäischen Integration der Länder des westlichen Balkans erzielen; EU-assoziierten Ländern der Östlichen 

Partnerschaft den Weg zum EU-Beitritt offenhalten; neue Mittelmeerpolitik; 

Einsatz für Bewahrung der freiheitlichen Lebensweise in Europa und den Schutz von Frieden und Menschenrechten 
international -> Stärkung regelbasierter liberaler Weltordnung -> stärker Außen-, Sicherheits- und 

Entwicklungspolitik neu ausrichten; Ablehnung Protektionismus; multilaterale Zusammenarbeit durch verlässliche 
Finanzausstattung der Sonderorganisationen der VN sicherstellen; Einrichtung Nationalen Sicherheitsrats; es bedarf 
einer politischen Gesamtstrategie, die die Ziele und Prioritäten der Außen-, Verteidigungs- und Entwicklungspolitik 

festlegt; Investition von 3% des BIP in internationale Sicherheit; für wesentlich verbesserte, frühzeitigere und 
stringentere Koordinierung der deutschen Europapolitik innerhalb der Bundesregierung einsetzen; 

Ablehnung europäischer Verteidigungsunion und Kooperation von EU und NATO; Auflösung der NATO -
> kollektives Sicherheitssytem unter Beteiligung RUs; Einrichtung Kompensationsfonds für die Folgen 

von Klimawandel und Kolonialismus auf UN-Ebene -> soll von Industriestaaten finanziert werden – 
ehemalige Kolonialmächte sollen dabei mehr einzahlen; stärkere Zusammenarbeit auf der 

internationalen Ebene; jährliche Erhöhung Klimafinanztransfers; Verzicht auf Gewaltanwendung; 
Stärkung der Generalversammlung gegenüber dem Sicherheitsrat der UN -> Ablehnung ständigen 

Sitzes Deutschlands im Sicherheitsrat; 

sicherheitspolitisch ist langfristig die Erlangung strategischer Autonomie für DE und europäische Partner 
anzustreben; Ablehnung der Vergemeinschaftung der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik und den 

europäischen Auswärtigen Dienst; stabile europäische Friedensordnung bedarf ausgewogenen 
Zusammenarbeit mit USA und RU; strikte Einhaltung des Nichteinmischungsgebots in innere Angelegenheiten 

von Staaten, auch durch nichtstaatliche Akteure; Ausbau der Rolle der OSZE bei der Stabilisierung von 
Krisenregionen in Europa und seiner Peripherie; islamistische Terrorismus soll mit allen zur Verfügung 

stehenden legalen Mitteln bekämpft werden; Mitgliedschaft in der NATO und aktive Rolle Deutschlands in der 
OSZE sind zentrale Elemente der Sicherheitsstrategie; 

(europ.) 
Außenpolitik

politische Stiftungen weiterhin angemessen finanziell ausstatten (leisten wesentlichen Beitrag zur 
politischen Bildung, Studienförderung und wissenschaftlichen Forschung sowie im internationalen 
Bereich zur Stärkung der Demokratie, der Zivilgesellschaft und der Entwicklungszusammenarbeit); 

Unabhängigkeit der östlichen Partner der EU stärken sowie ihre politische und wirtschaftliche 
Modernisierung zu europäischen Rechtsstaaten tatkräftig fördern; Ziel -> europäische 

Friedensordnung wiederherstellen, die durch die völkerrechtswidrige Annexion der Krim durch 
Russland bedroht wird; stehen zur NATO und der EU, den Verteidigungshaushalt auf zwei Prozent 

des BIP weiter zu erhöhen

Stärkung  der WHO durch Reformprozess; Einhaltung des Anteils der öffentlichen Ausgaben für 
Entwicklungszusammenarbeit von mind. 0,7% des BIP; davon sollen 0,2 & an ärmste 

Entwicklungsländer gehen; Fluchtursachen bekämpfen; Unterstützung der Initiative für ein globales 
Staateninsolvenzverfahren; auf parlamentarischer Ebene einen Mechanismus einrichten, durch den 

neue Gesetze, Vorhaben daraufhin überprüft werden, ob sie friedenspolitischen Zielen 
widersprechen; Stärkung des Zentrums für internationale Friedenseinsätze und Aufbau eines 
hochprofessionellen Teams von Friedensemissären für das Führen von Verhandlungen; Zur 

Sicherung des Friedens- und der Verteidigung leistet die Bundeswehr einen verantwortungsvollen 
Beitrag; nur mit einer gut ausgestatteten und modernen Bundeswehr kann DE Aufgaben als 

zuverlässiger Partner in Europa und der NATO gerecht werden 

Verbot der Ausfuhr, Verkaufs und der Weitergabe von Überwachungsinstrumenten an repressive Regime; 
Stärkung Multi-Stakeholder-Governance des Internets auf internationaler Ebene; sichere digitale Vernetzung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen weltweit stärken; Stärkung Europäischen Auswärtigen Dienstes und der 

gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik; permanente und schnell einsatzbereite Reserve an EU-
Mediator:innen und Expert:innen für Konfliktverhütung, Friedenskonsolidierung und Mediation aufbauen; 

Weiterentwicklung Zivilen Friedensdiensts und bedarfsgerechter Ausbau; Stärkung Zentrums für Internationale 
Friedenseinsätze; Erfolge und Chancen der zivilen Krisenprävention und Konfliktbearbeitung der Bevölkerung 

durch mehr und zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit vermitteln; Stärkung der Menschen- und Landrechte indigener 
und lokaler Gemeinschaften; auswärtige Kultur- und Bildungspolitik stärken; Kulturmittlerorganisationen dt. 

Schulen im Ausland finanziell besser ausstatten; Europarat und OSZE stärken -> demokratische Zivilgesellschaften 
vor Ort unterstützen; OSZE soll in der Rüstungsbegrenzung, Abrüstung, dem gemeinsamen Kampf gegen die 

Klimakrise und in Aktivitäten zur Umsetzung des Minsker Abkommens unterstützt werden

bestehende Initiativen für Koalition von demokratischen Regierungen stärken und weiterentwickeln -> „Alliance of 
Democracies“; Demokratien gegen Desinformation und Einflussnahme schützen; Wahlinfrastruktur aller EU-

Mitgliedstaaten als kritische Infrastruktur besser schützen; gegen verdeckte Parteienfinanzierung aus dem Ausland 
auf europäischer Ebene vorgehen; EU-Kommission und Europäischen Auswärtigen Dienst sollen Mitgliedstaaten 
beraten und Beeinflussung der Willensbildungsprozesse und Wahlen in demokratischen Staaten aus autokratisch 
regierten Ländern verhindern; DE muss sich durch aktive Diplomatie, eine Bündelung der Zuständigkeiten bei den 

zuständigen Nachrichtendiensten sowie die Arbeit der politischen Stiftungen besser schützen; Ausbau 
Berichterstattung und Informationsangebote -> stärkere Digitalisierung und Regionalisierung der Angebote sowie 

der Aufbau weiterer fremdsprachlicher Programme; Modernisierung der Bundeswehr – bessere Ausrüstung; 
transatlantische Handelsbeziehungen hin zu einem transatlantischen Wirtschaftsraum vertiefen

Stärkung der sozial- und wirtschaftspolitische Kompetenzen der UN; Förderung der Interessen des 
Globalen Südens in Handels- und Entwicklungspolitik; angemessene Finanzierung der 

Sonderorganisationen der UN; Basisbeiträge anheben; Ausgaben der UN für Militäreinsätze sollen 
zugunsten der Mittel für Hungerbekämpfung, Konfliktbearbeitung und ziviler Krisenprävention 

umverteilt werden; globaler Waffenstillstand; Kritik an der Blockade Kubas durch Biden-
Administration und an Wirtschaftssanktionen; Umsetzung der EU-Blocking-Regulation; friedliche 

Lösung des Nahostkonflikts auf der Basis zweier unabhängiger Staaten Israel und Palästina; Stärkung 
politischer Zusammenarbeit mit Organisationen von Staaten des Globalen Südens, die sich für die 

sozialen Belange der Menschen, eine gerechte wirtschaftliche Entwicklung, die Rechte der Indigenen 
und friedliche Zusammenarbeit bemühen

Sanktionsmaßnahmen der USA gegen Deutschland sind nicht hinnehmbar; Großbritannien bleibt wirtschaftlich 
eng mit Europa verflochten -> Pflege enger Beziehungen zum Vereinigten Königreich und Ablehnung möglicher 

Blockaden und Strafmaßnahmen seitens der EU; privilegierte Partnerschaft mit Westbalkan -> 
sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit soll auch in Bezug auf das Migrationsgeschehen vertieft werden; 

bessere Ausstattung und Stärkung der Bundeswehr; Wiedereinsetzung der Wehrpflicht; Erhalt autonomen und 
leistungsfähigen wehrtechnischen Industrie; um Loyalitätskonflikte zu vermeiden, soll der Dienst in den 

Streitkräften ausschließlich Deutschen vorbehalten sein, die über keine andere Staatsangehörigkeit verfügen; 
Strategiewechsel in der Entwicklungspolitik -> an deutschen Interessen auf ausgewählte Länder orientiert; 

Gewährung von Entwicklungshilfe ist an Bereitschaft zur Rücknahme ausreisepflichtiger Migranten zu knüpfen; 
dt. Kultur und Sprache im Ausland stärker fördern (durch dt. Auslandssender, Goethe-Institute etc.)

Internationale 

 aktiv zur internationalen Krisenbewältigung und zur Gestaltung der Weltordnung beitragen (in EU, 
NATO, UN); UN grundlegend für internationale Ordnung -> sollen  entscheidungs- und 

handlungsfähiger werden; NATO ist  Rückgrat euroatlantischer Sicherheit -> garantiert wird diese 
durch nukleare Teilhabe und die Präsenz amerikanischer Soldaten in Europa; solange es Staaten 

mit Atomwaffen gibt, braucht Europa nuklearen Schutzschirm der USA; dt. Beteiligung an nuklearer 
Teilhabe im Rahmen der NATO bleibt wichtiger Bestandteil glaubwürdigen Abschreckung; robuste 

Einsätze, Friedensmissionen und Entwicklungszusammenarbeit vor Ort garantieren; 

Agenda 2030 der UN umsetzen: Verpflichtung zu einer gemeinsamen nachhaltigen Zukunft in 
Frieden, Freiheit und gesellschaftlichem Zusammenhalt; Reformen der Vereinten Nationen sind 

notwendig; Einführung globaler Steuerreform; Ziel: Steueroasen trockenlegen und gerechte 
Steuersysteme unter angemessener Beteiligung auch der Eliten im Globalen Süden zu fördern und 

fordern; Stärkung der Welthandelsorganisation; alle Instanzen des WTO-
Streitschlichtungsmechanismus sollen wieder beschlussfähig sein

wichtigsten multilateralen Abkommen der VN: Agenda 2030 und Pariser Klimaschutzabkommen;  Engagement DEs 
und der EU für die VN finanziell, personell und diplomatisch substanziell verstärken, besser koordinieren und 

internationale Vereinbarungen konsequent in nationale und europäische Politik umsetzen; Reform des 
Sicherheitsrats und anderer Organe der VN -> gerechtere Repräsentation der Regionen im Sicherheitsrat; 
Abschaffung Vetorechts; Wenn der Sicherheitsrat im Falle von schwersten Menschenrechtsverletzungen 

anhaltend blockiert ist, soll die Generalversammlung an seiner Stelle nach dem Vorbild der „Uniting for Peace“- 
Resolution über friedenserzwingende Maßnahmen, also diplomatische Maßnahmen, Sanktionen oder militärische 

Maßnahmen gemäß Kapitel VII der UN-Charta, mit Mehrheit beschließen;

Forderung nach einer Konvention für LSBTI-Rechte auf Ebene der Vereinten Nationen nach dem Vorbild der 
Frauenrechtskonvention; klares Bekenntnis zur NATO (auch in Zukunft als Garant für Sicherheit stehen); zentrale 

Beschlüsse der Allianz von Wales und Warschau in vollem Umfang mittragen: die Stärkung des Abschreckungs- und 
Verteidigungsdispositivs der NATO durch Finanzmittel, Fähigkeiten und Beiträge, einhergehend mit gleichzeitigem 
Dialog mit Russland; das Bündnis strategisch weiterentwickeln und Unterstützung des Prozesses zur Entwicklung 

eines neuen Strategischen Konzepts - klare Strategie im Umgang mit der Volksrepublik China sowie die Kooperation 
und Zusammenarbeit der NATO mit demokratischen Partnerstaaten im indopazifischen Raum; 

Achtung der Gleichheit und nationalen Souveränität aller Staaten; Fundament der UN -> 
Friedenssicherung und Verhinderung von Konflikten, Wahrung von Menschenrechten, Förderung 

gesellschaftlichen Fortschritts und soziale Entwicklung sowie internationale Zusammenarbeit; 
Entwicklungsziele der UN sollen bis zum Jahr 2030 erreicht werden; UN soll von der finanziellen 

Unterstützung durch private Unternehmen unabhängig werden

bekennt sich zu Werten der Charta der VN und des Völkerrechts; Selbstbestimmungsrecht der Völker darf nicht 
durch Agenden zwischenstaatlicher Organisationen, von NGOs und durch den Machtzuwachs großer, global 

agierender Konzerne ausgehöhlt werden; Reform der VN; strebt ständigen Sitz DEs im Sicherheitsrat und 
Abschaffung gegen Deutschland gerichteten Feindstaatenklausel in der Charta der VN an; NATO soll wieder 

reines Verteidigungsbündnis werden; Einsatzgebiet der NATO auf das Gebiet der Bündnisstaaten begrenzen; 
europäische Säule der NATO stärken

Ordnung

Agenda 2030 der UN, Pariser Klimaschutzabkommen und Menschenrechte sind das Leitbild für 
eine gerechte Globalisierung und friedliche Welt; durch bilaterale Zusammenarbeit Menschen in 

wenig entwickelten Ländern, Zugang zu Bildung, Ernährung und Medizin ermöglichen; globale 
Gesundheitspolitik voranbringen; Entwicklungszusammenarbeit und strategische 

Außenwirtschaftsförderung stärker verknüpfen; engere Kooperation zws. Staat und Wirtschaft -> 
Menschenrechte, soziale und ökologische Mindeststandards können besser sichergestellt werden; 
bei allen Ansätzen insbesondere Frauen und Mädchen stärken; mit Partnern den Multilateralismus 

durch eine Reform der Welthandelsorganisation stärken und den Abschluss von 
Freihandelsabkommen durch die EU vorantreiben; europäische Handelspolitik soll konsequent auf 

Verbesserungen beim Marktzugang für Güter und Dienstleistungen hinarbeiten

 WHO stärken -> verstärkte internationale Zusammenarbeit, höhere Investitionen und formeller Sitz in G20; 
Aufhebung weltweiter Exportrestriktionen für Covid-19-Impfstoffe; Einbindung Taiwans in WHO inklusive 

Beobachterstatus;  50-Prozent-Frauenquote in allen diplomatischen und multilateralen Verhandlungen, für die 
Entsendung in internationale Organisationen sowie auf den Umsetzungsebenen durchsetzen; im Rahmen des 
laufenden Strategieprozesses für eine Neuaufstellung der NATO und darauf aufbauend eine Debatte über eine 

faire Lastenverteilung und eine ausgewogene Beteiligung der Mitgliedstaaten einsetzen -> Entwicklung 
strategischer Interessen auf Grundlage von europäischen Werten und geschlossenere und überzeugendere 
Vertretung; Ablehnung NATO-2-Prozent-Ziels -> für eine neue Zielbestimmung ein und mit NATO-Partnern 

darüber das Gespräch suchen, dazu zählt stärkere militärische Zusammenarbeit und Koordinierung innerhalb der 
EU und mit europ. NATO-Partnern

die europäische Handlungsfähigkeit sowie den Zusammenhalt der NATO stärken und dazu beitragen, die 
besonderen Beziehungen zwischen Europa und den USA auf eine Grundlage zu stellen; gleiches gilt für umfassende 

Beziehungen mit Kanada -> EU-Kanada-Handelsabkommen CETA schnellstens verabschieden; Vereinte Nationen 
reformieren Wir Freie Demokraten wollen starke und handlungsfähige Vereinte Nationen (VN), die ihrer 

weltpolitischen Verantwortung für Sicherheit und Frieden gerecht werden. 75 Jahre nach ihrer Gründung müssen 
die Vereinten Nationen dringend reformiert werden (insbesondere der Sicherheitsrat); für einen ständigen 

europäischen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und den Ausbau des Konsenses über die 
Schutzverantwortung („Responsibility to Protect“) einsetzen

Rüstungs- 
kontrolle

vollständige Abrüstung aller nuklearen Mittelstreckenraketen in Europa als langfristiges Ziel; 
nichtsdestotrotz braucht Europa nuklearen Schutzschirm der USA, solange andere Staaten 

Atomwaffen besitzen; dt. Beteiligung an nuklearer Teilhabe in NATO ist wichtiger Bestandteil 
glaubwürdiger Abschreckung; langfristige Vision: restriktive Rüstungsexportpolitik -> nukleare 

Waffen sollen als Abschreckung nicht mehr nötig sein; mehr Dynamik in der Rüstungskontrolle und 
Abrüstung; Unterstützng neuer Initiativen, die zu mehr Sicherheit beitragen; Unterstützung der 

Maßnahmen gegen die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen und die dazugehörigen 
Raketentechnologien sowie die Ächtung autonom-töten der Waffensysteme; Bundeswehr muss zur 

Verteidigung auch über unbemannte und KI-integrierende Systeme verfügen

Bündelung europ. Rüstungskooperation; Aufnahme v. Verhandlungen zws. RU & USA zur 
vollständigen Abrüstung im substrategischen Bereich; „Ausrüstung statt Aufrüstung“; Entwicklung 

neuer Rüstungskontroll- und Abrüstungsinitiativen; Ziel: atomwaffenfreie Welt; Umsetzung 
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags; DE soll als Beobachter bei der Vertragsstaatenkonferenz des 
Atomwaffenverbotsvertrags konstruktiv begleiten; Beginn von Verhandlungen zwischen USA und 
RU zur vollständigen Abrüstung im substrategischen Bereich (Ziel: Vernichtung in Europa und DE 
stationierten Atomwaffen); Drohneneinsatz -> ob diese auch bewaffnet werden sollen, kann erst 

nach umfassender politischer und gesellschaftlicher Debatte getroffen werden; Rüstungskontrolle 
in Biotechnologie, Cyber und KI etablieren; Ächtung autonomer tödlicher Waffensysteme; Bei 

Bemühungen um Abrüstung muss China stärker als bisher einbezogen werden; restriktive 
Rüstungsexportpolitik; eingeschränkte Ausfuhr deutscher Rüstungsgüter in Staaten außerhalb EU-, 
NATO- und denen gleichgestellten Ländern; Verschärfung der EU-Rüstungsexportvereinbarungen 

mit europäischen Partnern; Ratifizierung des Vertrags über Waffenhandel und dessen konsequente 
Umsetzung ist zwingende Voraussetzung für jede Form der Rüstungskooperation bei Nicht-

Mitgliedstaaten der EU & NATO

Rückkehr zur konventionellen Rüstungskontrolle -> deeskalierende Maßnahmen in Konfliktzonen sowie die 
Wiederaufnahme des Sicherheitsdialogs und militärischer Kontakte zwischen NATO, RU und über Europa hinaus; 

für atomwaffenfreie Welt; neue Vertragsinitiative über nukleare Mittelstreckensysteme nötig; Ablehnung der 
Stationierung neuer Mittelstreckenraketen auf europäischem Kontinent; Beitritt Deutschlands zum VN-

Atomwaffenverbotsvertrag; DE soll als Beobachter an der Vertragsstaatenkonferenz teilnehmen; internationale 
Initiative zur Reduzierung der Zahl von Atomwaffen; kein Export dt. Waffen in Kriegsgebiete und Diktaturen; 

gemeinsame restriktive Rüstungsexportkontrolle mit einklagbaren strengen Regeln und Sanktionsmöglichkeiten; 
Einführung Rüstungsexportkontrollgesetzes; internationale Ächtung autonomer tödlicher Waffensysteme; 
Verhinderung Militarisierung des Weltraums; Bundeswehr soll personell und materiell sicher und planbar 

ausgestattet und bestmöglich organisiert sein; bewaffnete Drohnen sind mit dem deutschen Verfassungs- und 
Wehrrecht nicht vereinbar – gleichzeitig Anerkennung, dass es besseren Schutz grantiert-> deshalb vorab 
klarmachen, für welche Einsatzszenarien bewaffnete Drohnen eingesetzt werden sollen; Etablierung EU-

Sicherheitsunions mit starker parlamentarischen Kontrolle; Ausbau verstärkter Zusammenarbeit der Streitkräfte in 
EU; gemeinsame EU-Auslandseinsätze sollen stärker vom Europäischen Parlament begleitet und kontrolliert 

werden

langfristiges Ziel: atomwaffenfreie Welt; Überwindung der andauernden Krise der nuklearen Abrüstung und 
Rüstungskontrolle; DE und Europa sollen starke Impulsgeber werden, um die Instrumente von Abrüstung und 

Rüstungskontrolle zu erneuern; Verhinderung einer neuen atomaren Aufrüstungsspirale durch Gespräche mit USA 
und Russland (auch Nuklearwaffenstaaten wie China); Verhandlungen zu Rüstungskontrollvereinbarungen für 

sogenannte „Cyberwaffen“

Rüstungsexportverbot; Friedens als Modus internationaler Politik -> Entspannungspolitik und gerechte 
Wirtschaftsstrukturen; Stopp aller Waffenexporte; Ablehnung der Investitionen in Militarisierung und 
Aufrüstung; langfristige Vision: eine Welt ohne Armeen und Atomwaffen; keine Auslandseinsätze der 
Bundeswehr; Mittel, die bisher für Auslandseinsätze ausgegeben wurden, in ein ziviles Aufbau- und 
Friedenssicherungsprogramm investieren; gegen die Präsenz deutscher Soldaten im Ausland unter 

Verantwortung der NATO; Ablehnung der Ausbildungsmissionen für Soldat:innen und 
Sicherheitskräfte; Ablehnung zivilmilitärischer Kooperationen; Aufbau ziviler Strukturen für 

internationalen Katastrophenschutz; Reduzierung des Verteidigungshaushaltes; Verhinderung der 
Bewaffnung mit Kampfdrohnen; Ächtung autonomer Waffensysteme; Beendigung nuklearer Teilhabe 

innerhalb der NATO; Unterzeichnung Atomwaffenverbotsvertrags der UN; keine Stationierung von 
Atomwaffen in DE

globale Abschaffung von Massenvernichtungs-Waffen (ABC-Waffen) und Forderung Abzugs aller Atomwaffen 
aus Deutschland, auch der auf Deutschland gerichteten atomaren Kurzstreckenwaffen; für die Stärkung und 
Erweiterung der Kontrollmechanismen in nuklearer und konventioneller Rüstung; Neuverhandlung kürzlich 

ausgesetzter Verträge (INF, Open Skies)

Zuwanderung/ 

gezielte Zuwanderung: Gewinn, wenn Integration in den Arbeitsmarkt ebenso wie in die 
Gesellschaft gelingt; Festlegung weiterer sicherer Herkunftsstaaten; Ablehnung einer Ausweitung 
des Familiennachzugs über die bestehenden Regelungen; Gemeinsames Europäisches Asylsystem 
muss grundlegend reformiert werden; um für DE nützliche Fachkräfte zu gewinnen soll auf gute 
berufliche Ausbildung, gesteuerten Zuzug gut ausgebildeter und leistungsbereiter Menschen aus 
den Mitgliedstaaten der EU und aus außereuropäischen Staaten gesetzt werden; Potenziale der 

Binnenmarktmigration mit gezielten Sprach- und Qualifizierungsangeboten in EU-Heimatländern 
heben; dt. Auslandsinstitutionen stärker zu aktiven Botschaftern machen;

Geflüchteten und Zuwanderern den Anspruch auf Integrations- und Beteiligungsangebote 
gewährleisten -> Zugang zu Integrations- und Sprachkurse von Anfang an; gut integrierten 

Menschen ohne gesicherten Aufenthalt ein dauerhaftes Bleiberecht ermöglichen; Regelungen für 
den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten wieder an die für Flüchtlinge angleichen; 

Abschaffung von Arbeitsverboten; jahrelange Kettenduldungen müssen durch Stichtagsregelung 
beendet werden; Ablehnung der zwangsweise Rückführung von Menschen in Länder, in denen 

ihnen Gefahr droht; 

Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden; nach fünf Jahren Aufenthalt sollen alle Antrag auf Einbürgerung 
stellen können; Abschaffung Optionszwangs im Staatsangehörigkeitsrecht; Anerkennung der Mehrstaatigkeit; 

vorgenommenen Aushöhlungen des Staatsangehörigkeitsrechts zurücknehmen und die Einbürgerungsverfahren 
entbürokratisieren; Beschluss modernen Einwanderungsgesetzes, das neue Zugangswege für Bildungs- und 

Arbeitsmigration schafft – auch für Menschen, die ihre Talente und Fähigkeiten nicht durch formale oder 
anerkannte Bildungsabschlüsse nachweisen können; auf Basis des jährlichen Arbeitskräftebedarfs soll eine 

punktebasierte Talentkarte eingeführt werden; Bildungsmigration über Stipendien und Ausbildungsvisa, genauso 
wie die Voraussetzungen für unbefristete Aufenthaltserlaubnis und Anerkennung von im Ausland erworbenen 

Berufsqualifikationen, erleichtern; automatischen Verlust der Aufenthaltserlaubnis nach einem sechsmonatigen 
Aufenthalt im Ausland beenden;

Einwanderung in den Arbeitsmarkt steuern – Einführung Punktesystems nach kanadischem Vorbild (Zwei-Säulen-
System -> „Blue Card“ als Kerninstrument der Fachkräfteeinwanderung mit Arbeitsplatzangebot - auch für nicht-

akademische Fachkräfte); Steuerung soll über Kriterien wie Bildungsgrad, Deutsch-/Englischkenntnisse, Alter, 
Berufserfahrung und aktuellen Fachkräftebedarf am Arbeitsmarkt erfolgen; für gut integrierte Schutzsuchende soll 
es die Möglichkeit eines „Spurwechsels“ in eine der beiden Säulen der Einwanderung in den Arbeitsmarkt geben; 

Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte ist unantastbar; vorübergehenden humanitären Schutz für 
Kriegsflüchtlinge (auf die Dauer des Krieges begrenzt) -> Rückkehr ins Heimatland nach Beendigung des Krieges; 
konsequente Durchsetzung der Abschiebungen und die Schaffung von ausreichend Abschiebehaftplätzen; sichere 

Verfahren und eine sichere Unterbringung sowie im Fall sogenannter sicherer Herkunftsländer besondere 
Rechtsberatung, um Anträge form- und fristgerecht stellen zu können; 

Wahlrecht für langfristig hier lebende Migrant:innen; Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse unabhängig 
von Beschäftigungsdauer und Arbeitgeber vergeben; Ausbildung, Schaffung guter Arbeitsbedingungen 
und Bezahlung hierzulande für Fachkräfte; bessere Anerkennung der Qualifikationen und Abschlüsse 

von Nicht-EU-Bürger:innen; gegen Einschränkung sozialer Sicherheiten für Migrant:innen aus EU-
Ländern und anderen Staaten; gesetzlicher Anspruch auf Dolmetscher:innen; hier geborene Kinde 

sollen Recht auf Mehrstaatlichkeit haben; Rechtsanspruch auf Einbürgerung nach 5 Jahren; Forderung 
nach Legalisierungsmöglichkeiten für Menschen ohne Aufenthaltsstatus und effektive 

Bleiberechtsregelungen; Möglichkeit zur nur noch lizenzierten Arbeit der globalen 
Rekrutierungsagenturen für Arbeitsmigration -> Anwerbegebühren sollen von Arbeitgebern getragen 

werden; 

UN-Migrationspakts kündigen; Fokus auf humanitäre Hilfe in Krisenregionen setzen; für eine ausschließlich 
qualifizierte Einwanderung nach japanischem Vorbild mit Primärziel der Interessenwahrung der Deutschen und 
bereits zugewanderter Bürger, die sich zur kulturellen Identität Deutschlands bekennen; Erteilung humanitärer 
Visa nur für vom Bundestag ausgewählten, besonders schutzbedürftigem Personen, für deren Auswahl ein mit 

der dt. Werte- und Gesellschaftsordnung vereinbarer kultureller und religiöser Hintergrund ein wichtiges 
Kriterium ist; Unterbindung illegaler Grenzüberschreitungen; keine pauschalen Zuwanderungskontingente und 

Umverteilungsquoten; Beantragung von Asyl und Eröffnung des Antragsverfahrens nur bei nachgewiesener 
Identität und Staatsangehörigkeit; strenge Bestrafung von Falschangaben im Asylverfahren; Ausweitung der 

Zahl sicherer Herkunftsstaaten; Verlust des Schutzstatus nach Reisen von Asylberechtigten in ihr 
Herkunftsland; Ablehnung Familiennachzuges; Abschaffung des „Spurwechsels“ abgelehnter und 

ausreisepflichtiger Asylbewerber;

Migration

 im Rahmen eines Pilotprojekts sollen „Fachkräfteeinwanderungs-Attachés“ an dt. Botschaften in 
Drittstaaten ernannt werden (sollen intensiv über die qualifizierte Zuwanderung nach Deutschland 

informieren und zuwanderungswillige Fachkräfte, beispielsweise im IT-Bereich, unterstützen); 
Möglichkeiten fördern, Schüler der Deutschen Auslandsschulen, die keine deutsche 

Staatsangehörigkeit haben, für ein Jahr in Deutschland aufnehmen und dt. Schulen besuchen; 
Anerkennung von Abschlüssen und die Zertifizierung von Qualifikationen verbessern und das 

Antragsverfahren digitalisieren; für eine gezielte und gesteuerte Zuwanderung in den Arbeitsmarkt 
an Fachkräftebedarf von Mittelstand und Industrie setzen und Qualifikation, Alter, 

Sprachkenntnisse, den Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzangebotes und die Sicherung des 
Lebensunterhaltes setzen; Anerkennung und Übertragbarkeit ausländischer Qualifikationen weiter 

fördern und ein besonderes Gewicht auf die Arbeitsmarktintegration von Frauen legen; durch 
befristetes Programm zu Kenntnissen über Gründungsschritte, Kreditzugang und 

Zulassungsvoraussetzungen zielgerichtet vermitteln

marginalisierte Personengruppen müssen Zugang zu Stellen im öffentlichen Dienst, zur Fortbildung 
und zum Aufsteigen erhalten; Anerkennung von Vielfaltskompetenzen, Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Qualifikationen sowie Entgeltgerechtigkeit auch ein Partizipations- und 
Integrationsgesetz, das staatliche Institutionen zu einem Prozess der interkulturellen Öffnung 
verpflichtet; modernes Staatsangehörigkeitsrecht wird gebraucht; generelle Möglichkeit von 

Mehrstaatigkeit gesetzlich verankern; bestehende Hürden bei Einbürgerungen abschaffen und 
hierfür auch die geltende Regelaufenthaltsdauer von acht Jahren verkürzen

Spurwechsel für Menschen, die sich ohne sicheren Aufenthaltstitel in DE befinden, jedoch in den Arbeitsmarkt 
integriert sind oder deren Qualifizierung in den Arbeitskräftebedarf passt; Ausbau gut funktionierender Konzepte 

der Arbeitsmigration (z.B. Westbalkanregelung); von Anfang an Recht auf kostenfreien Zugang zu 
bundesfinanzierten Sprach- und Integrationskursen; Familienzusammenführung im Rahmen der Dublin-

Verordnung; Abschaffung Asylbewerberleistungsgesetzes, Arbeitsverbots, Leistungskürzungen und Zurückweisung 
an dt. Binnengrenzen; Ablehnung der Ausrufung „sicherer“ Herkunfts- oder Drittstaaten; Jugendliche und Familien 

mit minderjährigen Kindern sollen nach drei Jahren Aufenthaltstitel bekommen; Umwandlung der Ausbildungs- 
und Beschäftigungsduldung in Aufenthaltsrechte; Ausweisung sicherer Gebiete soll keine Grundlage für 

Rückführungen in unsichere Länder begründen; in Länder, für die das AA aufgrund von Covid-19 eine 
Reisewarnung ausgesprochen hat, soll nicht abgeschoben werden; Möglichkeit, digitale Anträge zu stellen, um 

Wartezeiten an dt. und europ. Botschaften für Visa für Familienangehörige zu verkürzen; Erteilung von 
Passersatzpapieren, wenn Beschaffung von Identitätsnachweisen durch Schutzberechtigte bei Behörden des 
Herkunftsstaates lebende Angehörige gefährdet; Einführung humanitären Visa; Aufnahme aus Resettlement-

Programm ausbauen

Hilfsleistungen sollen Schutzsuchende nur im zuständigen EU-Staat erhalten; Dublin-Regelungen weiterentwickeln 
und Sekundärmigration wirksam verhindern; Asylanträge in Botschaften von EU-Mitgliedstaaten ermöglichen: 

Erteilung Visums aus humanitären Gründen; Frontex für Außengrenze und Seenotrettung ausbauen; Sprach- und 
Integrationskurse sollen vom ersten Tag an flächendeckend und kostenlos angeboten und auch angenommen 

werden; Abbau bürokratischer Hürden beim Einwanderungs- und Integrationsprozess sowie bei der 
Arbeitsaufnahme; mit ausgewählten Partnerländern sollen Anwerbestrategien vor Ort entwickelt werden (Sprach- 

und Vorbereitungskurse); Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit als Ergebnis und Ziel einer gelungenen 
Integration in die deutsche Gesellschaft; Zulassung der Mehrstaatigkeit -> ab der Enkelgeneration der 

Ersteingebürgerten soll dann für eine Staatsangehörigkeit entschieden werden (außer es sind rechtliche oder 
wirtschaftliche Nachteile mit Verlust der zweiten Staatsangehörigkeit verbunden); Niederlassungserlaubnis soll 

nach drei Jahren gewährt werden, wenn die Antragsteller:in in dieser Zeit mit gültigem Aufenthaltstitel straffrei in 
Deutschland gelebt hat und Sprachkenntnisse sowie die vollständige Deckung des Lebensunterhaltes auch der 

Familie nachweisen kann; Erwerb der dt. Staatsangehörigkeit soll unabhängig vom Einwanderungsweg möglich sein

Ablehnung von Abschiebungen; Ausbau niedrigschwelliger Angebote insbesondere für Migrant:innen, 
geflüchtete Frauen und queere Migrant:innen; Qualifikationen für die Berufsausbildung und Bildungs- 

und Integrationsangebote sollen unabhängig vom Alter und Aufenthaltsstatus angeboten werden; 
Angebot kostenloser Sprachkurse; Auflösung Frontex; humanitäres Sofortprogramm zur Aufnahme der 
Menschen; legale und sichere Einreisemöglichkeiten in die EU; Sicherstellung Zugangs zu Asylverfahren 

und Rechtsschutz an den EU Außengrenzen; Ablehnung von Schnellverfahren und Inhaftierung von 
Schutzsuchenden; Verfolgung wegen sexueller Orientierung und von transgeschlechtlichen Menschen 

soll als Fluchtgrund anerkannt werden; EU soll gegen Mitgliedstaaten vorgehen, die 
menschenrechtliche Verpflichtungen missachten;  Ausweitung verbindlicher Flüchtlingsrechte auf 

Armuts-, Umwelt- und Klimaflüchtlinge & entsprechende humanitäre Visavergabe; uneingeschränktes 
Recht auf Familiennachzug; umfassende Visaliberalisierung und offenes und solidarisches 

Einwanderungsrecht

 Niederlassungserlaubnis für anerkannte Asylbewerber erst nach 10 Jahren; keine Arbeitserlaubnis für 
Asylantragsteller und abgelehnter Asylbewerber; jährliche Prüfung des Fortbestands von Asylgründen über 

zehn Jahre; ausnahmslose Abschiebung von Gefährdern und Straftätern, auch in Kriegsgebiete; 
Rückkehrpflichtige sollen eine handwerklich-praktische Grundausbildung erhalten; Einführung Steuer auf 
Rücküberweisungen, die den Europäischen Wirtschaftsraum verlassen; EU-Migrationspakt soll verhindert 

werden; aktuelles Einwanderungssystem reformieren; „angeblicher Fachkräftemangel“ und damit ein Bedarf 
an qualifizierter Einwanderung darf nicht maßgeblich für Aufnahme von Migrant:innen sein; Erwerb der dt. 

Sprache ist unverzichtbar; intensive Integrationsbereitschaft voraussetzen; Bevorzugung von Migrant:innen in 
Form einer Quotierung soll ausgeschlossen werden; Geburtsortprinzip aus dem Gesetz streichen und zum 

Abstammungsprinzip zurückkehren; Anforderungen für Ermessenseinbürgerung sollen steigen; kein Anspruch 
auf Einbürgerung; nationale Vorschriften zum Leistungsbezug der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

abändern; Bezug von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Anschluss an eine 
existenzsichernde Tätigkeit hinaus soll auf max. ein Jahr begrenzt werden

Mobilität

Schnell & emissionsarm; mit mittel- und osteuropäischen Nachbarn eine enge infrastrukturelle 
Vernetzung zu erreichen (wie die zwischen Deutschland, Frankreich und den Beneluxstaaten); dazu 

mit europäischer Unterstützung für ein Programm „grenzüberschreitender Vernetzung und 
Infrastrukturausbau“ einsetzen, das verkehrs- und klimapolitisch neue Akzente setzt und auch die 

militärische Mobilität verbessert; für einen besseren europäischen 
Hochgeschwindigkeitsschienenverkehr als bequemen, sicheren, flexiblen und ökologisch 

nachhaltigen Verkehrsträger einsetzen; schnelle, aufeinander abgestimmte Verbindungen nach 
Warschau und Prag sollen genauso selbstverständlich sein wie die stark genutzte Verbindung 

zwischen Paris und dt. Metropolen (Nachtzügen kommt besondere Bedeutung zu)

Ziel: Klimaneutrale Mobilität; Verkehrswende voranbringen und bis 2030 das modernste und 
klimafreundlichste Mobilitätssystem Europas aufbauen; vernetzte Mobilitätsangebote auf digitalen 

Plattformen nutzbar machen; alle Großstädte ans Fernverkehrsnetz anschließen und Etablierung 
neuer schneller Zug- und Nachtzugverbindungen

Sprinterzüge und Nachtzüge, die alle großen europäischen Metropolen bezahlbar miteinander verbinden; Fliegen 
nachhaltig, zukunftsfähig und langfristig unabhängig von fossilen Treibstoffen machen -> strikter europäischer 

Emissionshandel, Förderung moderner Flugzeugtechnologien und Erhöhung der Beimischungsquoten mit einem 
klaren Anstiegspfad, der fossiles Kerosin durch strombasierte Kraftstoffe aus Erneuerbaren ersetzt; Einführung 
europäischen Kerosinsteuer; Ablehnung weiteren Ausbaus der Flughafeninfrastruktur; weniger Flugzeuge zur 

Reduktion von Fluglärm, Nachtflugverbot; Schifffahrt durch verbindliche Emissionsminderungsziele und 
Einbeziehung in den EU-Emissionshandel klimaneutral machen; politischen Rahmenbedingungen dafür setzen, 

dass sich Landstromanlagen, emissionsarme Terminals und klimaneutrale Treibstoffe für die Seefahrt durchsetzen

Abschaffung der Luftverkehrssteuer; Neuordnung der Luftsicherheitsgebühren; Ausweitung von Nachtflugverboten 
verhindern; einheitlicher europäischer Luftraum; Europa besser verbinden – Transportnetze ausbauen & Ausbau 

transeuropäischer Transportnetze -> gut ausgebautes (Hochgeschwindigkeits-) Schienennetz; Ziel: engere 
Verknüpfung europäischer Metropolen und Warenumschlagplätze

europaweites Nachtzugnetz; bis 2030 sollen alle europäischen Großstädte im abgestimmten 
Taktfahrplan per Fernbahn erreichbar sein; Verbot von Flügen zu Zielorten, die mit dem Zug in bis zu 5 

Stunden erreichbar sind; striktes Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr; Stilllegung von defizitären 
Regionalflughäfen; auf Flugtickets ins Ausland soll der volle Mehrwertsteuersatz fällig werden

Beseitigung von Engpässen und Erweiterung des Hochgeschwindigkeitsnetzes; Abschaffung Luftverkehrsteuer 



Korruption/ 
organisiertes 
Verbrechen

auf europäischer Ebene organisierten Kriminalität, Mafia und kriminellen Clans durch eine 
wirksamere Zusammenarbeit – mit EUROPOL und den Herkunftsländern der Täter – begegnen; 

überall in Deutschland soll mithilfe einer lagebildabhängigen Schleierfahndung kontrolliert werden -
> nicht nur in Grenzregionen wichtig, sondern auch auf international bedeutsamen Verkehrswegen, 

im Umfeld von Bahnhöfen und Flughäfen; dafür für die Bundespolizei geltenden Grenzkorridor 
ausdehnen

Organisierte Kriminalität bekämpfen; dafür sorgen, dass die Herkunft von schmutzigem Geld 
einfacher nachweisbar wird; notwendig sind kontinuierliche und flächenübergreifende 

Strukturermittlungen der Länderpolizeien, der Bundespolizei und des Zolls zusammen mit BKA und 
Europol; die Strukturen der Sicherheitsbehörden verbessern und für eine reibungslosere 

Verzahnung mit der Justiz sorgen; bei begangenen Straftaten müssen Verfahren unmittelbar 
aufgenommen werden; die Bestrafung muss schnell im Zusammenhang mit der Tat erfolgen

Bekämpfung Betrugs mit EU-Betrugsbekämpfungsamt und Europäischen Staatsanwaltschaft unter Nutzung 
modernster Analysemethoden; Korruption, Steuerhinterziehung etc. sind Rechtsverstöße, die verheerende 
Auswirkungen auf den Wettbewerb und den freien Markt, für Umwelt und Menschen(rechte) haben; bei 

Rechtsverstößen Unternehmen künftig wirksamer zur Rechenschaft ziehen; um zu verhindern, dass 
Rechtsverstöße von Unternehmen wegen organisierter Unverantwortlichkeit nicht geahndet werden können, soll 

auch an das Organisationsverschulden angeknüpft werden; Verstärkung der Pflicht zum Nachweis der legalen 
Herkunft großer Zahlungen; wirksame und abschreckende Sanktionen gemäß EU-Vorgaben; Sanktionskatalog um 

weitere Maßnahmen (z.B. Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge) erweitern; Neufassung 
Straftatbestandes der Abgeordnetenbestechung und Überarbeitung der Beweisanforderungen zur 

Korruptionsbekämpfung; transparente Spenden

Organisierte Kriminalität nachhaltig bekämpfen; hocheffizienten und -effektiven Strukturen der organisierten 
Kriminalität soll zum Schutz von Staat und Gesellschaft von staatlicher Seite mit entsprechend strukturierten 

Handlungen entgegnen; das Dunkelfeld bei klassischen Delikten der Organisierten Kriminalität ins Visier nehmen; 
Besonders im Bereich der Organisierten Wirtschaftskriminalität muss wieder eine regelmäßige Bekämpfung 

möglich werden

kein Kommentar

Organisierte Kriminalität entschieden und nachhaltig bekämpfen; durch kriminelle Aktivitäten erworbene 
Vermögen sollen eingezogen werden - schon bestehende rechtliche Instrumente sollen dafür besser genutzt 

und weiterentwickelt werden; Mehrzahl der Täter im Bereich der Organisierten Kriminalität seien nach 
Angaben der AfD Ausländer -> Ausweisung soll vereinfacht werden und dieser Straftatbestand als 

Ausweisungsgrund einführen; restriktive und Korruption vermeidende Neuordnung der Spendenregelungen; 
Regelungen hinsichtlich der Nebentätigkeiten von Parlamentariern deutlich verschärfen, um Bestechung zu 

verhindern


